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Die folgenden Texte behandeln die Entstehung der hessischen CDU, die Anfänge,
der hessischen SPD 1945/46 und der hessischen LDP/FDP

1. Entstehung der hessischen CDU

Die Gründung des Landesverbandes der CDU Hessen erfolgte am 25. November 1945
in Frankfurt am Main, nachdem in der amerikanischen Zone am 27. August 1945 die
Gründung von politischen Parteien auf Kreisebene und am 23. November 1945 auf
Landesebene genehmigt worden war. Die Militärregierung berief nunmehr – das Land
Großhessen bestand seit dem 19. September 1945 – neben drei Ministern der SPD je
einen Minister der KPD und LPD, zwei Parteilose und auch zwei Vertreter der CDU in die
Regierung: Werner Hilpert als stellvertretender Ministerpräsident (ab 1. Oktober 1946
auch zusätzlich noch Minister für Wirtschaft und Finanzen) und Franz Böhm als
Kultusminister. Dieser wurde wenig später gegen das CDU-Mitglied Franz Schramm
ausgewechselt. Diese beiden ersten Landesregierungen wurden ohne direkte
Beteiligung der politischen Parteien gebildet. Entscheidend waren Zufälle und
persönliche Beziehungen. So soll Hilpert auf direkte Fürsprache von Eugen.Kogon bei
der Militärregierung als stellvertretender Ministerpräsident eingesetzt worden sein.

Die CDU verstand sich, wie es die christlich-demokratische Partei in Frankfurt am 14.
November 1945 in einem Schreiben an die Militärregierung ausdrückte, als »eine neue
Partei, die sich aus Freunden verschiedener religiöser und politischer Herkunft
zusammensetzt«. Ziel der Gründungsväter war es sicherlich, nach den Erfahrungen des
Naziterrors sowohl auf katholischer als auch auf evangelischer Seite die Bereitschaft zu
stärken, auf Mitglieder der jeweils anderen Konfession zuzugehen. Der Parteiname war
anfangs noch umstritten. »Union« und »Partei«standen nebeneinander. Am 20. August
1945 kam es zur Gründung der CDU in Kassel, im September zur Gründung der CDP in
Frankfurt, der CDP Wiesbaden und der Christlichen-Volksvereinigung im Rheingau, im
Oktober zur Gründung der CDP Wetzlar, der CDU Fulda, der Deutschen
Aufbaubewegung (CDU) Darmstadt und der CDP Obertaunus, im November zur
Gründungen in Hanau, Gießen, Offenbach, Bergstraße und Friedberg. In den
überwiegend protestantischen Landkreisen Nordhessens zogen sich die Gründungen
teilweise bis April 1946 hin.
Es waren besonders ehemalige Zentrumsmitglieder, die erste Zusammenkünfte von
politischen Interessierten schon im Frühjahr 1945 anregten und anschließend zur
Gründung einer christlichen Partei beitrugen. In Frankfurt waren z. B. Walter Dirks, Karl-
Heinz Knappstein, Adolf Lewecke und Josef Arndgen die treibenden Kräfte bei der
Gründung der CDP. In Wiesbaden sind als Gründungsmitglieder besonders Heinrich
Roos, in Darmstadt Maria Sevenich, Mitglied eines ökumenischen Kreises, in Gießen der
evangelische Theologe Dr. Berthold Martin hervorzuheben.

Der Anteil der ehemaligen NSDAP-Mitglieder lag in den hessischen CDU-Orts- und
Kreisverbänden entgegen mancher später vorgebrachten Behauptungen ausgesprochen
niedrig: in Frankfurt waren z. B. Ende 1945 lediglich 6,3 % der CDU-Mitglieder zuvor
Mitglieder der NSDAP, wobei unter den ehemaligen NSDAP-Mitgliedern der Anteil der
Protestanten leicht überwog. In der CDU Rheingau waren 1947 nur 14 der 720 CDU-
Mitglieder zuvor in der NSDAP, in Friedberg waren es 29 von ca. 400. In Nordhessen,
wo die NSDAP bei den Reichstagswahlen 1932 und 1933 die absolute Mehrheit der
Stimmen erhalten hatte, lag der Anteil der ehemaligen NSDAP-Mitglieder etwas höher: in
Waldeck z.B. bei ca. 10%.



Ein Großteil der Gründungsmitglieder der hessischen CDU stammte aus dem
Widerstand gegen die Nationalsozialisten, wie Maria Sevenich, die 1934 in Abwesenheit
zum Tode verurteilt wurde, seit 1942 in Gestapo-Haft saß, wie Cuno Raabe aus Fulda,
der zum Goerdeler Widerstandskreis zählte oder wie Werner Hilpert, der spätere 1.
Vorsitzende der hessischen CDU, der im KZ Buchenwald einsaß.
Die hessische CDU war in der Gründungsphase eine heterogene Partei. Besonders im
Bereich der Wirtschafts- und Sozialpolitik wurden sehr unterschiedliche Auffassungen
vertreten: Das Spektrum reichte von konservativen Gruppen besonders im nord- und
mittelhessischen Raum, die die überkommenen Eigentumsverhältnisse beibehalten
wollten und für die Sozialpolitik lediglich karitative Hilfeleistung darstellte, bis zu mehr
sozialen oder gar eindeutig sozialistischen Gruppen in Frankfurt und Südhessen, deren
Sozialismus vom Mißtrauen gegen den Staat und seine Institutionen geprägt war.
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Die folgenden Texte behandeln die Entstehung der hessischen CDU, die Anfänge
der hessischen SPD 1945/46 und der hessischen LDP/FDP

Die hessische SPD

Bereits in den ersten Monaten der Nachkriegszeit erlangt die SPD, deren aus Illegalität
und Halblegalität zurückkehrende Funktionäre rasch Kontakt zur amerikanischen
Besatzungsmacht aufnehmen, zentrale Bedeutung für den sich nach dem Votum der
US-Militärs, ein Land Groß-Hessen zu bilden, etablierenden hessischen Staatsapparat.
Schon in der ersten hessischen Regierung unter dem parteilosen Heidelberger
Juraprofessor Karl Geiler besetzt die SPD wichtige Schaltstellen wie Staatskanzlei und
Innenministerium.
Aus den Wahlen zur Verfassungsberatenden Landesversammlung vom 30. Juni 1946
geht die SPD mit 654.000 Stimmen (44,3 %) als mit Abstand stärkste Partei hervor; die
CDU erhält 550.000 Stimmen, die KPD 144.000, die LDP, (die spätere FDP, d. Verf)
120.000. Die erste Landtagswahl vom 1. Dezember 1946 bestätigt mit 688.000 Stimmen
ihre führende Position vor CDU, LDP und KPD. (Die LDP gewinnt auf Kosten der CDU
Stimmen hinzu – wohl aus Opposition zu Artikeln der Landesverfassung. Nach dieser
Wahl kann die erste sozialdemokratisch geprägte Landesregierung gebildet werden mit
Christian Stock als Ministerpräsidenten, Heinrich Zinnkann als Innenminister, Georg-
August Zinn als Justizminister, Harald Koch als Wirtschaftsminister und Hermann Brill als
Chef der Staatskanzlei. Zinnkann, Zinn und Brill gehörten in der jeweiligen Funktion
bereits dem vorangehenden Kabinett Geiler an. Bis 1950 bildet die SPD eine Koalition
mit der CDU, der sie die Ministerien für Landwirtschaft, für Arbeit und für Unterricht und
Kultus überläßt, um diese Ressorts 1950 in der ersten Alleinregierung dann ebenfalls zu
übernehmen.
Regierungspräsidien werden in Darmstadt, Wiesbaden und Kassel bereits Anfang Mai
1945 gebildet. In der alten Hauptstadt des Großherzogtums wird der Sozialdemokrat Dr.
Ludwig Bergstraesser von den Amerikanern als Regierungspräsident eingesetzt, in
Kassel der Sozialdemokrat Dr. Fritz Hoch, in Wiesbaden der Sozialdemokrat Martin
Nischalke.
Auch die ersten Kommunalwahlen zwischen 20. Januar und 26. Mai 1946 gewinnen die
Sozialdemokraten mit 43,2% der Gesamtstimmen. In den Worten von Alfred Behr ist
damit »der Grundstein (gelegt) zu dem, was dieses Bundesland lange Jahre zum „roten
Hessen“ werden« läßt. Die SPD erringt die absolute Mehrheit in den Städten Darmstadt
und Kassel und in den Landkreisen zwischen Hersfeld und Hofgeismar sowie in den
Landkreisen Gießen, Wetzlar, Darmstadt und Erbach. Relative Mehrheiten erhalten die
SPD-Listen in Frankfurt, Gießen und Offenbach sowie in den Landkreisen Waldeck,
Wolfhagen, Biedenkopf, Marburg, Ziegenhain, im Dillkreis und in den Landkreisen im
Rhein-Main-Gebiet zwischen Groß-Gerau, Offenbach, Büdingen und Usingen.
Insgesamt siegte die SPD bei den Kreistags- und Stadtverordnetenwahlen 1946 in 29
und die CDU in 17 Kreisen. Der LDP gelang dies nur in der Stadt Marburg. Das heißt:
Die SPD erobert in der großen Mehrzahl dieser 29 Kreise und Städte Landratsämter und
Stadtverwaltungen (Magistrate). Bezeichnend ist etwa, daß im SPD-Bezirk Hessen-Nord
(Regierungsbezirk Kassel) von nun an Landräte qua Amt zu stimmberechtigten
Mitgliedern des Bezirksvorstandes bestimmt werden.

Das »rote Hessen« also beginnt zu funktionieren. Zunächst von einem eher kollektiven
Führungsgremium angeleitet, das häufig Instruktionen vom»Büro Schurnacher«, dem
Parteivorstand der SPD der Westzonen in Hannover, erhält. Die schnelle Entlassung des
ersten SPD-Innenministers Hans Venedey, aus dem Kabinett - formal vollzogen durch



den parteilosen Ministerpräsidenten Geiler – als er auf der Idee der Verschmelzung der
beiden Arbeiterparteien SPD und KPD beharrt –, bestätigt die disziplinierende Rolle
Schumachers für die hessische SPD-Führung bereits zu einem frühen Zeitpunkt.

Das Führungsgremium der hessischen SPD besteht in den ersten Jahren aus einer
wechselnden Gruppe von Personen, die ihre Zugehörigkeit teilweise über Regierungs-
ämter (Minister, Staatssekretäre, Regierungspräsidenten), teilweise über Parteiämter
(Bezirksvorsitzende, Bezirkssekretäre) legitimieren. Der jeweilige Vorsitz wechselt
zumeist zwischen Christian Stock, dem Ministerpräsidenten 1946-1950 (Jahrgang 1884),
und Willy Knothe, dem Bezirksvorsitzenden für Hessen-Süd und zunächst auch
alleinigem Landesvorsitzenden (Jahrgang 1888). Eindrucksvoll ist der große Erfolg der
SPD in den ersten Jahren deshalb, weil er noch weitgehend frei ist von jenem oben
beschriebenen Paternalismus. Christian Stock, der Ministerpräsident, vor dem Ersten
Weltkrieg bereits Funktionär des Deutschen Tabakarbeiterverbandes, mit Friedrich Ebert
befreundet, während der Nazizeit acht Monate im KZ war »kein Volkstribun ...
Persönlicher Ehrgeiz lag ihm fern« (Zinn). Die SPD wird offenbar durchaus als Partei
bevorzugt, als »Partei der kleinen, anständig gebliebenen Leute« (Bruno Friedrich), die
dem Nachkriegselend näher ist als die bürgerlichen Politiker und ihre Parteien.
In den folgenden Jahren, den Gründungsjahren der Bundesrepublik, in denen sich die
führende Wahlposition der SPD immer wieder bestätigt, verändert sich dann das
Machtgefüge in der Partei gravierend. Georg-August Zinn tritt zunächst im Bezirk
Hessen-Nord aus einem ebenfalls kollektiven Leitungsgremium als Bezirksvorsitzender
hervor. Der aus Frankfurt stammende Jurist (Jahrgang 1901) wuchs in Kassel auf und
wurde dort Mitbegründer des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, war in der Nazizeit in
Kassel Rechtsanwalt, wurde 1945 Landgerichtsdirektor, bevor er in das Kabinett Geiler
als Justizminister eintrat. Zinn hat sich bereits 1947 von seinem Bezirk zu einem mit
Knothe gleichberechtigten zweiten Landesvorsitzenden bestimmen lassen. Knothe, vor
1933 Parteisekretär in Wetzlar und Marburg, ab 1933 wegen illegaler SPD-Arbeit lange
Zeit in Gefängnis und Zuchthaus., 1945 kurze Zeit Lizenzträger der »Frankfurter
Rundschau«, wird im Landesausschuß von Zinn mehr und mehr beiseitegedrängt. Nach
dem Scheitern seiner Wiederwahl in den nationalen Parteivorstand 1950, dem er als
Anhänger Kurt Schumachers von Anfang an angehört hat, wird Knothe im März 1951
schließlich durch einen Minister des Kabinetts Zinn, Heinrich Fischer, auch vom Vorsitz
des von ihm mitaufgebauten Bezirks Hessen-Süd verdrängt. Zinn wird nach der sehr
erfolgreichen Landtagswahl vom November 1950, die der SPD die absolute Mehrheit der
Landtagssitze bringt, anstelle von Christian Stock Ministerpräsident. Unterstützt vom
Parteivorstand in Hannover war er in einer gemeinsamen Sitzung von Landtagsfraktion
und erweiterten Bezirksvorständen Hessen-Süd und Hessen-Nord mit knapper Mehrheit
gegen den bisherigen Ministerpräsidenten Stock für das Amt des neuen
Ministerpräsidenten benannt worden. Zinn verkörpert für die Führungsgremien der Partei
in ganz anderer Weise Kompetenz, Autorität und Profil als der bisherige Amtsinhaber;
seine Amtsführung läßt ein hohes Maß an Führungskraft, an Professionalität und auch
(hier nicht im Gegensatz zu den bisherigen Führungspersonen) an programmatischer
Kontinuität erwarten.
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Die folgenden Texte behandeln die Entstehung der hessischen CDU, die Anfänge
der hessischen SPD 1945/46 und der hessischen LDP/FDP

Die Gründungsphase der hessischen LDP/FDP

Wie bei anderen Parteien und Regionen stand auch am Anfang der hessischen
LDP/FDP die Wiederanknüpfung an Traditionen der Weimarer Zeit. Die Beteiligung
früherer Repräsentanten der Deutschen Demokratischen Partei (DDP) und der
Deutschen Volkspartei (DVP) lag nahe, doch bald wurde das Feld linksliberaler und
nationalliberaler Tradition durch Zuzug aus der ehemaligen Deutschnationalen
Volkspartei (DNVP) weit nach rechts überschritten. Auch aus den Reihen ehemaliger
NSDAP-Wähler erhielt sie erheblichen Zulauf. Trotz ihres Namens »Liberal-
Demokratische Partei« (LDP) wurde also der Liberalismus zugunsten des Konser-
vativismus zurückgedrängt.
Nach Bildung des Landes Groß-Hessen am 19. September 1945 erlangte am 28.
September die LDP in Frankfurt die Zulassung, im Oktober/November folgten Gruppen in
Marburg, Gießen, Hersfeld und Kassel. Eine Landesorganisation wurde am 29.
Dezember 1945 in Frankfurt gegründet und (als letzte der hessischen Parteien) am 11.
Januar 1946 von der Militärregierung lizenziert. Gründungen in den ländlichen Kreisen
erfolgten in der Regel erst danach. Die städtischen Gründungen bewegten sich im
liberalen Traditionsspektrum, repräsentiert von dem ersten Landesvorsitzenden Fertsch
(Frankfurt): in Frankfurt gemischt aus DVP- und DDP-Vertretern, in Hersfeld und Kassel
mit Übergewicht der DVP, in Marburg (als »Demokratische Volkspartei«) mit DDP-
Dominanz. Bis zum ersten Landesparteitag am 1. Juni 1946 hatten sich die Kräfte jedoch
bereits so stark nach rechts verschoben, daß August Martin Euler faktischer (und
hauptamtlicher) Vorsitzender werden konnte (seine förmliche Wahl erfolgte im Juni
1947). Mit ihm, der jede Traditionsorientierung ablehnte und die Neugründung betonte,
dominierten die DVP- und DNVP-Kreise, vor allem aus dem Bereich der Landwirtschaft
und des gewerblichen Mittelstands und verfolgten einen dezidiert antisozialistischen Kurs
einer rechten Opposition zugunsten »bürgerlicher« Wirtschaftsinteressen. Ein Teil der
linksliberalen Mitgründer der LDP verließen daher zwischen 1946 und 1948 die Partei.
In der Gründungsphase erzielte die LDP mit unterschiedlichen Ausrichtungen beacht-
liche Wahlerfolge, so bei der Kommunalwahl im Frühjahr 1946 in Marburg mit 41,4
Prozent oder in mehreren nordhessischen Landkreisen (Hersfeld 26,9 Prozent,
Eschwege 22,7 Prozent, Waldeck 22,4 Prozent). Bei der Wahl zur Verfassungs-
gebenden Landesversammlung (30. Juni 1946) kam sie allerdings landesweit nur auf 8,1
Prozent. Die von Euler eingeschlagene Rechts-Strategie erwies sich jedoch bereits bei
der ersten Landtagswahl am 1.12.1946 mit einem Anstieg auf 15,7 Prozent als
erfolgreich. Diese Linie sollte die Entwicklung der Partei für das nächste Jahrzehnt
prägen.
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